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HIV/AIDS – rechtliche Grundlagen 

hilfreich oder diskriminierend?
Meldepflicht ...

HIV/AIDS gehört in Österreich zu den sogenannten "bedingt meldepflichtigen Erkrankungen". Das bedeutet, eine Infektion mit dem HI-Virus ist nicht meldepflichtig, eine AIDS-Erkrankung hingegen schon
. Gemeldet wird von den ÄrztInnen an das zuständige Ministerium in anonymisierter Form, mittels Initialen, Geburtsdatum und Geschlecht. 

Wichtig ist dies deshalb, weil Menschen, die einmal als "an AIDS erkrankt" eingestuft wurden, nicht mehr auf den Status "HIV-positiv" rückgestuft werden können, egal, in welchem Ausmaß sich ihr gesundheitlicher Zustand bessert. Aus dieser Einstufung können sich rechtliche Konsequenzen ergeben, z.B. im Arbeitsleben, beim Kindergarten- oder Schulbesuch sowie bei der Benützung öffentlicher Einrichtungen
. 

Die AIDS-Hilfen Österreichs fordern, um weitere Diskriminierungen von Menschen mit HIV/AIDS zu verhindern, in Anbetracht der kontinuierlichen Entwicklung und des heutigen medizinischen Standes, die Meldepflicht einer AIDS-Erkrankung laut § 2 des AIDS-Gesetzes grundsätzlich zu diskutieren.

... und Geheimhaltung

Egal ob AIDS-Erkrankung oder HIV-Infektion, unterliegt der HIV-Status jedenfalls dem persönlichen Datenschutz
 und darf ohne Einwilligung der betroffenen Person keinesfalls öffentlich zugänglich gemacht werden. Im Bereich der medizinischen und pflegerischen Versorgung kommt noch die Schweigepflicht
 dazu. Allerdings wird diesen Bestimmungen und Gesetzen, wie die von den AIDS-Hilfen Österreichs gesammelten Erfahrungsberichte zeigen, häufig zuwider gehandelt, was für die Betroffenen dramatische Auswirkungen haben kann. 

Erfahrungsbericht: In Oberösterreich besucht eine Frau die an ein Krankenhaus angeschlossene Gesundheits- und Krankenpflegeschule. Im Zuge eines stationären Aufenthalts in diesem Krankenhaus erfährt sie von ihrer HIV-Infektion. Außer ihr erfährt davon widerrechtlich auch die Leitung der Gesundheits- und Krankenpflegeschule. Es wird ihr der weitere Schulbesuch untersagt, sie muss ihre Ausbildung abbrechen.

Rechtlich gesehen liegt dafür kein Grund vor: Menschen mit HIV/AIDS dürfen in Österreich als Gesundheits- und KrankenpflegerInnen arbeiten.
Keine Arbeitsbeschränkung außer für Prostitution
In Österreich besteht nur in einem Fall eine Arbeitsbeschränkung für Personen mit HIV/AIDS: Lt. § 4 des AIDS-Gesetzes ist es Menschen, bei denen eine HIV-Infektion festgestellt wurde, verboten, gewerbemäßig sexuelle Handlungen am eigenen Körper zu dulden oder solche Handlungen an anderen vorzunehmen. Alle anderen Berufe dürfen von Menschen mit HIV/AIDS ausgeübt werden.

Strafrecht ...
Ein HIV-infizierter Mensch kann sich durch Sexualkontakte mit nicht HIV-infizierten Personen unter Umständen strafbar machen (§§ 178 und 179 StGB). Und zwar dann, wenn er/sie vorsätzlich bzw. fahrlässig eine Handlung begeht, die geeignet ist, die Gefahr der Verbreitung einer übertragbaren Krankheit unter Menschen herbeizuführen, wenn diese Krankheit zu den zumindest beschränkt meldepflichtigen Krankheiten gehört. Von 2002 bis 2006 wurden in Österreich 24 HIV-infizierte Menschen wegen §§ 178, 179 StGB verurteilt. Hierbei ist speziell hervorzuheben, dass bei sieben dieser Urteile explizit geschützter Geschlechtsverkehr als strafbare Handlung angesehen wurde. A.o. Univ.-Prof. Dr. Hubert Hinterhofer (Rechtswissenschaftliche Fakultät der Univ. Salzburg) kommt allerdings in einem von den AIDS-Hilfen Österreichs in Auftrag gegebenen Gutachten
 zu dem Schluss, dass sich HIV-infizierte Personen, die sich an die Safer Sex-Regeln halten, nicht strafbar machen, da sie sich an die von maßgeblichen Stellen (u.a. Gesundheitsministerium) aufgestellten Verhaltensnormen und somit sozial adäquat verhalten.

Die AIDS-Hilfen Österreichs fordern, um weitere Diskriminierungen von Menschen mit HIV/AIDS zu verhindern, die Streichung der §§ 178, 179 StGB bzw. zumindest deren Einschränkung auf eine konkrete (tatsächliche) Gefährdung.

... und Zivilrecht
Gemäß § 52 des Ehegesetzes kann ein/e Ehegatte/in eine Scheidung begehren, wenn der bzw. die andere an einer schweren ansteckenden oder ekelerregenden Krankheit leidet [...]. HIV/AIDS wird damit – im Gegensatz zu anderen schweren Erkrankungen – zum Scheidungsgrund. Dies fördert naturgemäß eine weitere Stigmatisierung der Betroffenen.

Die AIDS-Hilfen Österreichs fordern, um weitere Diskriminierungen von Menschen mit HIV/AIDS zu verhindern, die Streichung von § 52 Ehegesetz.

Diskriminierung im Versicherungswesen
Versicherungsunternehmen haben das Recht, nach dem HIV-Status zu fragen, der/die VersicherungsnehmerIn muss wahrheitsgetreu antworten. Oft sind HIV-positive Menschen von Versicherungen generell ausgeschlossen oder eine später auftretende HIV-Infektion ist nicht im Versicherungspaket inkludiert.

Die AIDS-Hilfen Österreichs fordern, um weitere Diskriminierungen von Menschen mit HIV/AIDS zu verhindern, die Versicherungen dazu auf, die Versicherungsbedingungen dem medizinischen Fortschritt anzupassen.







� § 3 AIDS-Gesetz


� Näheres dazu finden Sie im Abstract von DSA Maritta Teufl-Bruckbauer.


� § 1 Datenschutzgesetz


� § 54 Ärztegesetz


� AIDS, HIV und Strafrecht . Zur Strafbarkeit von Sexualkontakten HIV-infizierter Personen nach den §§ 178, 179 StGB. JRP 2002, 99-109





